
in den §§ 39 f. und für die Städte und Gemeinden in 
den §§ 58 f. festgelegt sind.

Zu den gesellschaftlichen Grundlagen für die 
Regelung der Stellung der Bürger und der Betriebe

Im Zweiten und Dritten Kapitel der Grundsätze sind 
wesentliche Aussagen über die Stellung und die grund­
legenden Rechte und Pflichten der Bürger und der 
Betriebe im Zivilrecht enthalten. Die getrennte Rege­
lung der zivilrechtlichen Beziehungen beider Haupt­
partner weist bereits darauf hin, daß auch hier mit 
der herkömmlichen Auffassung vom Zivilrecht als 
Rechtsbeziehungen gleichgestellter Partner gebrochen 
wird. Diese für das bürgerliche Zivilrecht typische for­
male Kennzeichnung der Partner entsprach zu keiner 
Zeit den tatsächlichen gesellschaftlichen Verhältnissen. 
Sie konnte deshalb auch nicht als Grundlage für die 
Bestimmung der Stellung der Bürger und Betriebe im 
sozialistischen Zivilrecht dienen.
Die Regelung über die Stellung der Bürger und Be­
triebe im Entwurf des Zivilgesetzbuchs geht von der 
unterschiedlichen Position aus, die ihnen im Rahmen 
der gesellschaftlichen Beziehungen zukommt. Die Posi­
tion der Bürger in diesen Beziehungen wird dadurch 
charakterisiert, daß es um die Befriedigung ihrer Be­
dürfnisse geht. Sie sollen mit Hilfe des Zivilrechts in 
die Lage versetzt werden, ihren in Geld erhaltenen 
Anteil am Konsumtionsfonds in Waren, Dienstleistun­
gen u. a. umzusetzen. Die Aufgaben der Betriebe 
bestehen nicht darin, schlechthin Verträge abzuschlie­
ßen, sondern darin, ihre staatliche und gesellschaftliche 
Funktion wahrzunehmen, nämlich durch eine entspre­
chende Produktions- und Handelstätigkeit die erfor­
derlichen Voraussetzungen für die planmäßige Befrie­
digung der Bedürfnisse der Bürger zu schaffen. Von 
diesen gesellschaftlichen Grundlagen ausgehend, wer­
den die für das Zivilrecht bedeutsamen Rechte und 
Pflichten der Bürger und Betriebe in den Grundsätzen 
näher bestimmt. Dabei werden sowohl die gleichen 
Rechte und Pflichten hervorgehoben, die für jeden Teil­
nehmer am Zivilrechtsverkehr und damit gleicher­
maßen für Betriebe und Bürger gelten, als auch die 
bestehenden Unterschiede betont.

Die Stellung der Bürger

Die Rechtsstellung der Bürger im Zivilrecht wird von 
ihrer gesellschaftlichen Position bestimmt, die gekenn­
zeichnet wird durch die politische Macht der Arbeiter­
klasse, das Sozialistische Eigentum an den Produk­
tionsmitteln und die sozialistische Leitung und Planung 
der Volkswirtschaft. Sie findet ihre allgemeingültige 
und verbindliche Regelung in der sozialistischen Ver­
fassung der DDR. Davon ausgehend ist es Aufgabe der 
verschiedenen Rechtszweige, die einzelnen Seiten dieser 
Rechtsstellung weiter auszugestalten. In den §§ 6 bis 9 
des Entwurfs werden die für die Teilnahme am Zivil­
rechtsverkehr grundlegenden ‘ Befugnisse der Bürger 
geregelt. Es wird ihnen eine aktive und bewußte Ge­
staltung derjenigen Beziehungen ermöglicht, die sie zur 
Befriedigung ihrer materiellen und kulturellen Be­
dürfnisse eingehen, die Ausübung ihres Grundrechts 
auf Mitgestaltung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
in den zivilrechtlichen Beziehungen gewährleistet und 
der Schutz ihrer Persönlichkeit und die freie Entfal­
tung ihrer schöpferischen Kräfte und Fähigkeiten ge­
sichert. Alle Regelungen des Gesetzes sind entspre­
chend diesen Grundsatzbestimmungen anzuwenden. Es 
stellt damit klar, daß die Regelungen über die Stellung 
der Bürger Voraussetzung und Wegweiser sein sollen 
für eine bewußte Weiterentwicklung der gesellschaft­

lichen Verhältnisse und die Entfaltung der Persönlich­
keit des Menschen.

Rechtsfähigkeit der Bürger

Ausgehend von dieser Feststellung, beschreibt § 6 Abs. 2 
den Inhalt der Rechtsfähigkeit der Bürger auf zivil- 
rechtlichem Gebiet. Die generelle Fähigkeit aller 
Bürger, Träger von Rechten und Pflichten zu sein, 
wird dabei als selbstverständlich vorausgesetzt; sie 
ergibt sich aus ihrer verfassungsrechtlichen Stellung. 
Allen Bürgern wird dementsprechend die Fähigkeit zu­
erkannt, im Rahmen des Zivilrechts sozialistisches 
Eigentum zu nutzen, persönliches Eigentum, Urheber-, 
Neuerer- und Erfinderrechte sowie andere Rechte zu 
erwerben und innezuhaben, Verträge zu schließen und 
andere Rechtsgeschäfte vorzunehmen, über sein Eigen­
tum durch Testament zu verfügen und zu erben.

Achtung der Persönlichkeit der Bürger

§ 7 enthält eine prinzipielle Aussage über die Achtung 
der Persönlichkeit der Bürger. Damit wird die Funk­
tion des Zivilgesetzbuchs, mit den Mitteln des Zivil­
rechts einen Beitrag zur Sicherung der Persönlichkeits­
entwicklung der Bürger zu leisten, besonders sichtbar 
gemacht. Zugleich wird damit ein durch die Verfassung 
erteilter Auftrag, in den einzelnen Rechtsvorschriften 
die Grundrechte der Bürger konkret auszugestalten, 
verwirklicht. Den Schutz der Persönlichkeitsrechte der 
Bürger an hervorragender Stelle zu regeln entspricht 
auch einer Grundtendenz der Zivilgesetze der anderen 
sozialistischen Staaten.
Jeder Bürger hat das Recht auf Achtung seiner Per­
sönlichkeit und ist verpflichtet, in gleicher Weise die 
Persönlichkeit anderer Bürger zu achten. Das geschützte 
Recht des Bürgers auf Achtung seiner Persönlichkeit 
erfaßt insbesondere seine Ehre und sein Ansehen, sei­
nen Namen, sein Bild und seine Urheber- und Erfin­
derrechte sowie andere gleichartig geschützte Rechte 
aus schöpferischer Tätigkeit (wie z. B. Züchterrechte). 
Es handelt sich hierbei sowohl um Rechte, die generell 
jedem Bürger zustehen, als auch um solche, die erst 
auf Grund einer schöpferischen Leistung entstehen. 
Ihre einheitliche Regelung rechtfertigt sich daraus, daß 
auch die zuletzt genannten von j e d e m  Bürger erwor­
ben werden können. Die Aufzählung ist nicht voll­
ständig; die erwähnten Rechte sind nur die hauptsäch­
lichen. Die Regelung macht die prinzipielle Richtung 
des Schutzes der Persönlichkeitsentwicklung deutlich, 
ohne die weitere Rechtsentwicklung auf diesem Gebiet 
einzuengen.
Bei den Persönlichkeitsrechten handelt es sich um un­
veräußerliche, mit der Persönlichkeit der Bürger 
untrennbar verbundene Rechte. Sie sind Ausdruck 
sozialistischer Beziehungen zwischen Individuum und 
Gesellschaft. Dieser besondere, nicht auf Ware-Geld- 
Beziehungen beruhende Charakter der Persönlichkeits­
rechte erfordert auch eine besondere Ausgestaltung des 
Systems zivilrechtlicher Vorbeugungsmaßnahmen und 
des Schutzes im Falle ihrer Verletzung. Dazu erforder­
liche Festlegungen sind im Fünften Teil des Entwurfs 
enthalten.

Gestaltung zivilrechtlicher Beziehungen durch die 
Bürger

Zur Stellung der Bürger gehört auch das in § 8 ver­
ankerte Recht, über die Begründung und Gestaltung 
seiner zivilrechtlichen Beziehungen allein zu entschei­
den. Damit wird jedem Bürger die Möglichkeit eröffnet, 
seine Lebensverhältnisse entsprechend seinen indivi­
duellen Bedürfnissen zu gestalten. Die Anerkennung
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